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VERORDNUNGSBLATT 
DER GEMEINDE LENGAU  

Jahrgang 2026 Ausgegeben am 23. Februar 2026 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 1 Verordnung: Kanalgebührenordnung 2026 

 
 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Lengau betreffend die Festsetzung der Kanalgebühren 2026 
(Kanalgebührenordnung 2026) 

 

des Gemeinderates der Gemeinde Lengau vom 19.02.2026 mit der eine Kanalgebührenordnung für 
die Gemeinde Lengau erlassen wird. 
 
Auf Grund des Interessentenbeiträge-Gesetzes 1958, LGBl. Nr. 28/1958 in der Fassung der Gesetze 
LGBl. Nr. 55/1968 und 57/1973 und des § 15 Abs. 3 Z. 5 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, BGBl. 
Nr. 168/2023 idgF, wird verordnet: 
 
 

§ 1 

Anschlussgebühr 

 
a) Für den Anschluss von Grundstücken an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz 

(Schmutzwasser) wird eine Kanalanschlussgebühr erhoben. Gebührenpflichtig ist der Eigentümer 
der angeschlossenen Grundstücke zum Zeitpunkt des Anschlusses.  
Auch bei einer Eigentumsübertragung ist der vorhergehende Eigentümer Abgabenschuldner.  
 

b) Wenn sich auf ein Grundstück ein Baurecht erstreckt, so gelten die vorstehenden Bestimmungen 
auch für den Bauberechtigten. 

 
 

§ 2 

Ausmaß der Anschlussgebühr 

 
1. Die Kanalanschlussgebühr beträgt je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage (150 m²) 
 

  
Euro/m² 

mindestens 

Euro 

ab 01.01.2026 29,67 4.450,00 
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(plus gesetzliche Mehrwertsteuer).  
 
Zusätzlich werden für den Anteil nachstehender gewerblicher Betriebsstätten, deren Abwässer 
hinsichtlich der Menge bzw. Beschaffenheit wesentlich von häuslichen Abwässern abweichen, 
folgende Aufschläge verrechnet: 
 
a) Gastgewerbe: für allgemeine Betriebsflächen     30 % 
                             für die Saalfläche                                    15 % 
 
b) Fleischhauereibetriebe mit Schlachtung                                 100 % 

Fleischhauereibetriebe ohne Schlachtung                             50 % 
 
c) Käsereien                                                                     100 % 
 
d) Autowaschanlagen                                                             15 % 
 
e) In allen Fällen, in denen für ein Grundstück mehr als eine Einmündungsstelle geschaffen wird, 

ist für jede weitere Einmündungsstelle in das gemeindeeigene Kanalnetz (Schmutzwasser oder 
Oberflächenwasser) ein Zuschlag im Ausmaß von € 2.000.-- zu entrichten. 

 
f) Die Kanalherstellungskosten vom öffentlichen Kanal bis zum Hausanschluss sind vom 

Liegenschaftseigentümer zu tragen. 
 
2. Die Bemessungsgrundlage bildet bei eingeschossiger Bebauung die Quadratmeterzahl der 

bebauten Grundfläche, bei mehrgeschossiger Bebauung die Summe der bebauten Fläche der 
einzelnen Geschosse jener Bauwerke, die einen unmittelbaren oder mittelbaren Anschluss an das 
gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz aufweisen. Garagen und Nebengebäude werden nicht 
gezählt. 

 
Dach- und Kellergeschosse sowie ausgebaute Dachräume werden nur in jenem Ausmaß 
berücksichtigt, als sie für Wohn-, Geschäfts-, Betriebszwecke oder Hallenbäder benützbar 
ausgebaut sind. (Heiz- und Öllagerräume werden nicht einbezogen). 
 
Bei der Berechnung ist auf die volle Quadratmeterzahl der einzelnen Geschosse abzurunden. Die 
Berechnung der Bemessungsgrundlage erfolgt von Außenkante zu Außenkante des betreffenden 
Objektes. 
 
Schwimmbäder im Freien mit einem Fassungsvermögen von über 20 m³ werden in die 
Berechnung der Anschlussgebühr mit einbezogen. Grundlage für die Berechnung bildet das 
Ausmaß der Wasseroberfläche (Beckenoberfläche) in m² nach § 2 Abs. 1.  

 
 
3. a)  Für mit einem Wasseranschluss versehene Lagerhallen (Lagerhallen sind  

Baulichkeiten  die ausschließlich der Lagerung von Gegenständen dienen) ist auch dann nur 
die Mindestanschlussgebühr gem. § 2 Abs. 1 zu entrichten, wenn die Lagerhalle eine 150 m² 
übersteigende verbaute Fläche aufweist und nur häusliche Abwässer in den Kanal eingeleitet 
werden. 
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b)  Gelangen bei Lagerhallen mit einer 150 m² übersteigenden verbauten Fläche neben häuslichen 

Abwässern auch Niederschlagswässer zur Einleitung, so ist für den 150m² übersteigenden Teil 
der verbauten Fläche eine zusätzliche Kanalanschlussgebühr in Höhe von € 1,82 je m² 
verbauter Fläche zu entrichten. 

 
c) Gelangen bei Lagerhallen ausschließlich Regenwässer zur Einleitung so ist eine 

Kanalanschlussgebühr in Höhe von € 1,45 je m² verbauter Fläche zu entrichten. 
 
4. Bei nachträglichen Abänderungen der angeschlossenen Gebäude ist eine ergänzende 

Kanalanschlussgebühr zu entrichten, die im Sinne der obigen Bestimmungen mit folgender 
Maßgabe errechnet wird: 

 
a) bei Änderungen eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu. Ein- oder Umbau sowie 

Neubau ist die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen 
Zustand eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage gem. §§ 1-2 gegeben ist und dabei 
insgesamt die der Mindestanschlussgebühr entsprechende Fläche überschritten wird. 

 
b) eine Rückzahlung bereits entrichteter Kanalanschlussgebühren auf Grund einer Neuberechnung 

nach diesem Absatz findet nicht statt. 
 

c) wurde für ein unbebautes Grundstück bereits eine Kanalanschlussgebühr entrichtet, so ist diese 
Gebühr im Falle eine Bebauung dieses Grundstückes auf die künftige Kanalanschlussgebühr in 
der Form anzurechnen, dass bereits geleistete Anschlussgebühren entsprechend den 
Bestimmungen dieser Gebührenordnung angerechnet werden.  

    
§ 3 

Vorauszahlung auf die Kanalanschlussgebühr 

 
 
1. Die zum Anschluss an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz verpflichteten 

Grundstückseigentümer haben auf die von ihnen nach dieser Kanalgebührenordnung zu 
entrichtenden Kanalanschlussgebühren Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlung beträgt 
50 % jenes Betrages, der von dem betreffenden Grundstückseigentümer unter Zugrundelegung 
der Verhältnisse im Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung als Kanalanschlussgebühr 
zu entrichten wäre. 

 
2. Die Vorauszahlungen sind nach Baubeginn des gegenständlichen gemeindeeigenen, öffentlichen 

Kanalnetzes bescheidmäßig vorzuschreiben. Die Vorauszahlung ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung dieses Bescheides fällig. 

 
3. Ergibt sich bei der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, dass die von dem betreffenden 

Grundstückseigentümer bereits geleistete Vorauszahlung die vorzuschreibende 
Kanalanschlussgebühr übersteigt, so hat die Gemeinde den Unterschiedsbetrag innerhalb von 
zwei Wochen ab der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr von Amts wegen zurückzuzahlen. 

 
4. Ändern sich nach Leistung der Vorauszahlungen die Verhältnisse derart, dass die Pflicht zur 

Entrichtung einer Kanalanschlussgebühr voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird, so hat 
die Gemeinde die Vorauszahlung innerhalb von vier Wochen ab Fertigstellung des 
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gemeindeeigenen Kanalnetzes, verzinst mit 4 v. H. pro Jahr ab Leistung der Vorauszahlung, von 
Amts wegen zurückzuzahlen. 

 
 
 
 

§ 4 

Kanalbenützungsgebühren 

 
1. Zur Deckung der Kosten für den Betrieb und die taugliche Erhaltung der 

Abwasserbeseitigungsanlage, sowie für die Verzinsung und Tilgung des aufgewendeten 
Baukapitals, wird von allen Eigentümern der an das öffentliche Kanalnetz angeschlossenen 
Grundstücke und Bauwerke eine Kanalbenützungsgebühr eingehoben. 

 
2. Für das aus privaten oder genossenschaftlichen Wasserversorgungsanlagen bezogene Wasser 

wird folgende Kanalbenützungsgebühr festgesetzt: 
 

 ab 
 

 Frischwasserverbrauch 

Euro/m³ 

01.10.2025 5,29 
 

 
(plus gesetzliche Mehrwertsteuer). Die Mengenfeststellung des den Versorgungsanlagen 
entnommenen Wassers ist durch eine geeignete, geeichte Messvorrichtung (Wasserzähler) 
vorzunehmen. 
 
Die Messeinrichtung ist in Abständen von 5 Jahren durch Nacheichung auf ihre Funktionsfähigkeit 
zu überprüfen bzw. durch eine neue Messeinrichtung zu ersetzen. Vor Ausbau der Messeinrichtung 
ist der Zählerstand an die Gemeinde bekannt zu geben.  
 
Der Wasserzähler ist sofort nach Hauseintritt der Leitung bzw. unbedingt vor dem ersten Verbraucher 
einzubauen. Jegliches Wasser, welches über diesen Wasserzähler läuft, wird zur Berechnung der 
Kanalbenützungsgebühr herangezogen. Wasserentnahmen zum Zweck des Füllens von 
Schwimmteichen, Pools oder zur Gartenbewässerung, etc. werden ausnahmslos nicht in Abzug 
gebracht. 
 
3. Lässt sich der Wasserverbrauch mangels einer Messvorrichtung nicht feststellen, so ist eine 

Kanalbenützungspauschale zu entrichten. Diese beträgt jährlich für bebaute Grundstücke je m² 
der Bemessungsgrundlage nach § 2 Abs. 2: 

 
 

 
4. Für nach § 2 Abs. 1 angeschlossene land- und forstwirtschaftliche Betriebe erfolgt ein Abschlag 

von 18 m3 pro Großvieheinheit jährlich, sofern das bezogene Wasser auch zur Tierhaltung 
(Tiertränke) verwendet wird und die Wasserversorgung über eine private oder 
genossenschaftliche Wasserversorgungsanlage mit Messeinrichtung erfolgt. Als Basis zur 
Errechnung der Großvieheinheiten wird das Ergebnis der jeweils letzten Viehzählung 

ab € 

01.10.2020   7,07 
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herangezogen. Die Mengenfeststellung des zur Tierhaltung verwendeten Wassers kann auch 
durch eine geeignete Messvorrichtung (Wasserzähler) vorgenommen werden. 

 
5. Bei der Verrechnung der Kanalbenützungsgebühr für Betriebe, deren Abwässer hinsichtlich der 

Menge bzw. Zusammensetzung wesentlich von häuslichen Abwässern abweichen, erfolgt die 
Berechnung der Kanalbenützungsgebühr nach gesonderten Ermittlungen. 

 
Für betriebliche Abwässer für deren Einleitung in die öffentliche Kanalisation eine gesonderte 
wasserrechtliche Bewilligung erforderlich ist, ist die BSB5-Konzentration bzw. CSB-
Konzentration laut wr. Bewilligungsbescheid zu ermitteln. 
 
Liegt diese Konzentration über 300 mg BSB 5/l bzw. 500 mg CSB/l, wird für die Konzentration 
bis 300 mg BSB 5/l bzw. 500 mg CSB/l gemäß § 4 Abs.2 der dort genannte Betrag je m3 
eingehoben. Für die über 300 mg BSB 5/l bzw. 500 mg CSB/l hinausgehende Konzentration wird 
eine zusätzliche Kanalbenützungsgebühr je m3 verrechnet. 
 
Diese beträgt: 

BSB 5-Konzentration lt. wr. Bewilligungsbescheid - 300 mg BSB 5/l 
300 mg BSB 5/l 

      bzw. 
 

CSB-Konzentration lt. wr. Bewilligungsbescheid - 500 mg CSB/l 
500 mg CSB/l 

 
      jeweils multipliziert mit dem Kubikmeterbetrag laut § 4 Abs. 2 x 0,5. 
 

Der höhere sich aus vorstehender Ermittlung ergebende Betrag wird zusätzlich eingehoben. 
 

§ 5 

Fälligkeit 

 
1. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Kanalanschlussgebühr entsteht mit Ablauf des Monats, in 

dem die Herstellung des Anschlusses des Grundstücks an das Kanalnetz erfolgt. Geleistete 
Vorauszahlungen nach § 3 sind zu jenem Wert anzurechnen, der sich aus der Berücksichtigung 
der in den Quadratmetersatz eingeflossenen Preissteigerungskomponente gegenüber dem zum 
Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung kalkulierten Quadratmetersatz ergibt. 
 

2. Die Kanalanschlussgebühr wird zum Zeitpunkt des tatsächlichen Anschlusses eines Grundstückes 
an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz fällig. Geleistete Vorauszahlungen sind zu jenem 
Wert anzurechnen, der sich aus der Berücksichtigung der in den Quadratmetersatz eingeflossenen 
Preissteigerungskomponente gegenüber dem zum Zeitpunkt der Vorschreibung der 
Vorauszahlung kalkulierten Quadratmetersatz ergibt. 

 
3. Die Verpflichtung zur Entrichtung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr nach § 2 Abs. 4 

dieser Kanalgebührenordnung entsteht mit der Fertigstellung des Rohbaus. Diese ist vom 
Grundstückseigentümer bzw. Bauberechtigten binnen zwei Wochen nach Vollendung der 
Bauarbeiten beim Gemeindeamt anzuzeigen. 

 
4. Die Kanalbenützungsgebühr ist vierteljährlich, und zwar am 15. Februar, am 15. Mai, am 15. 

August und am 15. November eines jeden Jahres im Nachhinein zu entrichten. 
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§ 6 

Umsatzsteuer 

 
Der Kanalanschlussgebühr und der Kanalbenützungsgebühr ist die gesetzlich geltende Umsatzsteuer 
hinzuzurechnen. 
 

§ 7 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der 
Gemeinde Lengau in Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Kanalgebührenordnung 2026, VBl. Nr. 3/2025, 
außer Kraft. 
 
 
 

Der Bürgermeister: 
Wähner Oliver 
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